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Keine
Oase mehr
Von Hannes Gamillscheg

Schweden sah sich lange als Oase
in einem Meer von Fremden-

feindlichkeit, doch die Parlaments-
wahlen am Sonntag haben dieses Kli-
schee zerstört. Mit knapp fünf Pro-
zent der Stimmen stürmten die
rechtspopulistischen Schwedende-
mokraten mit ihrer „Ausländer raus“-
Rhetorik in den Stockholmer Reichs-
tag. Das ist die Quittung für eine
missglückte Integrationspolitik, die
zu Parallelgesellschaften in den Vor-
stadtghettos führte. Ein Signal, das
die etablierten Parteien ernst neh-
men müssen.

Das bedeutet aber nicht, dass die
Rechten nun ein politischer Macht-
faktor werden wie die Dänische
Volkspartei, die im Nachbarland der
Regierung die Ausländerpolitik dik-
tiert. In Schweden haben die beiden
Regierungsalternativen unmissver-
ständlich klar gestellt, dass es mit
den Islam-Hassern keine Gesprächs-
basis gibt. Lieber will man sich mit
Minderheitskabinetten über die Run-
den retten.

Zwar mögen fünf Prozent für die
Schwedendemokraten gestimmt ha-
ben, aber 95 Prozent stimmten gegen
sie. Kein Grund also, den Fremden-
feinden Einfluss zu geben.

KOMMENTARE

Rückzug
auf Raten
Von Steffen Hebestreit

Seine vermeintlichen Rücktritts-
gedanken sind Guido Westerwel-

le nicht aus Versehen herausge-
rutscht. Der 48 Jahre alte FDP-Vorsit-
zende ist zu lange im politischen Ge-
schäft, um zu glauben, er könne in ei-
ner Traube von Journalisten stehen,
über seinen Rücktritt sinnieren und
niemand würde es aufschreiben.

Nein, der FDP-Vorsitzende folgte
dem Beispiel der Ameise, die in der
Fabel einer Grille rät, beizeiten für
den Winter vorzusorgen.

Guido Westerwelle sorgt vor für
jene rauen Tage, die ihm im Frühjahr
ins Haus stehen könnten. Wenn, ja
wenn die Freien Demokraten bei den
Landtagswahlen im Stammland Ba-
den-Württemberg von aufgebrach-
ten Bahnhofsgegnern von der Macht
verjagt werden sollten. Der Vorsit-
zende der Fünf-Prozent-Partei FDP
kennt die Mechanismen gut genug,
um zu wissen, dass die Partei nach ei-
nem solchen Machtverfall nach per-
sonellen Konsequenzen giert.
Schließlich ist es am wichtigsten, den
Schuldigen zu kennen.

Westerwelle signalisiert nun sei-
nen Anhängern, dass es Zeit wird, ihn
eindeutiger zu unterstützen. Seinen
internen Kritikern aber, von denen es
mehr und mehr gibt, demonstriert er,
dass er nicht an seinem Sessel klebt,
sondern sich notfalls auch mit Au-
ßenamt und Vizekanzlerschaft be-
gnügen würde.

Der FDP nutzt dieses ganze takti-
sche Manöver herzlich wenig, weil es
für Nicht-Parteimenschen einfach
nicht zu durchschauen ist. Zurück
bleibt der Eindruck: Westerwelle
wankt. Die Wahrscheinlichkeit, dass
er nächstes Jahr nicht wieder für den
Parteivorsitz kandidiert, ist so im-
mens gewachsen. Für die FDP muss
das keine schlechte Nachricht sein.

LEITARTIKEL

Protest in neuem Gewand
Mal angenommen die Politik ist ein

Computer – und die Anti-AKW-Bewe-
gung ein Programm dafür. Spätestens seit
dem Wochenende läuft die Version 2.0.
Das Update ist bei den Politikern aller Par-
teien auf die Festplatte gespielt worden,
und zwar vollautomatisch. Klartext: Sie al-
le müssen künftig damit rechnen.

Für Schwarz-Gelb dürfte die veränderte
Konfiguration zum Problem werden. Denn
die Anti-Atom-Bewegung kommt in neuem
Zuschnitt daher. Es sind nicht mehr nur die
alten Kämpen, die rund um Gorleben, in
ein paar BIs an AKW-Standorten oder in
den Umweltverbänden ausgeharrt haben –
in Schlachten gestählt, aber auch etwas iso-
liert. Neben den Grau- oder Glatzköpfen
demonstrieren plötzlich viele ganz junge
Leute und „Bürgerliche“, die vielleicht so-
gar zum ersten Mal überhaupt auf eine De-
mo gegangen sind.

Dieses bunte, unideologische Bild war
erstmals vor Jahresfrist bei der Demonstra-
tion in Berlin aufgefallen, dann wieder im
April bei der Menschenkette zwischen
Brunsbüttel und Krümmel. Der dritte
„Event“ jetzt reproduzierte es, und es ka-
men so viele Menschen, dass die Regierung
sich tatsächlich „umzingelt“ fühlen dürfte.

Nicht die nackte Teilnehmerzahl ist aus-
schlaggebend, egal, ob es nun „mehr als
50 000“ oder gar 100 000 waren. Es geht
um die Wirkung, das Signal. Denn es hat in
der bundesdeutschen Geschichte größere
Hauptstadt-Demonstrationen gegeben, die
wenig bewirkten, zum Beispiel die gegen
den Nato-Doppelbeschluss 1983 mit weit
mehr als 200 000 Protestierern. Und so ver-
weist die schwarz-gelbe Koalition nun auch
auf die große Mehrheit der Wähler, die sie
vor Jahresfrist als bekennende Laufzeitver-
längerungsparteien gewählt hat, auf die
angebliche schweigende Mehrheit der
Atomstrom- und Gorleben-Fans.

Also, Hacken zusammenschlagen, und
alle Brennstäbe rein? Das kann nicht funk-
tionieren. Union und FDP sind längst keine
reinen Atomparteien mehr. Sie bringen ei-
nem Umweltminister Röttgen hervor, der
allenfalls eine Laufzeitverlängerung light
wollte und den beschleunigten Übergang
zum Solarzeitalter als Gewinnerthema für
CDU und CDU identifiziert hat. Röttgen
unterlag zwar. Aber er steht in der Union
längst nicht mehr allein. Und es zeigt sich
nun auch im bürgerlichen Straßen-Protest
gegen den Atomkurs. Der schwarz-gelbe
„Geheimvertrag“ mit den Stromkonzernen
ließ bei vielen, bildlich gesprochen, das
Nuklearfass überlaufen. Auch Konservati-
ve mögen das Gefühl nicht, die Politik lasse
sich die Gesetze von Konzernen diktieren.

Die Koalition hat sich sehenden Auges in
eine energiepolitische Sackgasse manö-
vriert. Ihr Kalkül, mit dem Slogan von der
atomaren „Brückentechnologie“ die wah-
ren Ziele ihrer Energie-Wende zu verne-
beln, ist nicht aufgegangen. Sie gefährdet

mit dem Beschluss zur Laufzeitverlänge-
rung und dem Durchmarsch in Gorleben,
wo sie den Salzstock ohne Alternative fer-
tig untersuchen lassen will, sogar bewusst
den gesellschaftlichen Frieden – in der Re-
gion und darüber hinaus. Erstmals dürfte
das im November deutlich werden, wenn
der nächste Castor-Zug im Wendland an-
rollen wird. Zuletzt, dank des rot-grünen
Atomkonsenses, hatten die Atommüll-
Transporte nur noch wenig Widerstand
hervorgerufen. Nun werden wieder
Schlachten geschlagen werden, die eigent-
lich abgehakt schienen.

Deeskalation durch eine wirklich mo-
derne Energiepolitik? Fehlanzeige. Viel-
mehr klappt die schwarz-gelbe Koalition
ihr Visier herunter. Sie plant zwei hochris-
kante Manöver. Erstens umgeht sie mit ih-
rem Atomgesetz den Bundesrat, was – aus-
sichtsreiche – Verfassungsklagen der SPD-
Länder nebst größtmöglicher Verunsiche-
rung im Energiemarkt provoziert. Und
zweitens peitscht sie die AKW-Laufzeitver-
längerung durch den Bundestag. Sie will
verhindern, dass die wichtigen Landtags-
wahlen im März in Baden-Württemberg
und Rheinland-Pfalz mit dem Loser-Thema
belastet werden. Man muss kein Prophet
sein, um zu ahnen: Das wird nicht funktio-
nieren. Der Konflikt ist längst nicht ausge-
standen, wenn die schwarz-gelbe Mehrheit
im Bundestag ihn für beendet erklärt.

Merkel und Co. haben mit ihrer rück-
wärtsgewandten und klientelorientierten
Atompolitik SPD und Grüne eng aneinan-
der geschweißt und ihnen ein ungeahntes
zusätzliches Mobilisierungspotenzial be-
schert. Die beiden können ihr Glück kaum
fassen. Wie schön ist es doch, in Berlin im
Demozug mitzulaufen. Die Zeiten, in de-
nen sie dann vielleicht gemeinsam gegen
heftige Proteste ein neues Atom-Endlager
ausdeuten müssen, kommen ja erst noch.

JOACHIM WILLE

Die Atomparteien bekommen es mit
einer gestärkten und verjüngten

Anti-AKW-Bewegung zu tun. Der
Slogan von der „Brückentechnologie“

hat nicht verfangen.
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ANALYSE

Wir müssen einen Gang zulegen

Das neue Jahrtausend steht im Zeichen
einer großen Vision und eines großen

Ziels: Bis 2015 soll der Anteil der in Armut
lebenden Bevölkerung halbiert werden.
Noch nie hat sich die Menschheit selbst ei-
ne so ungeheure – und eine so wichtige –
Aufgabe gestellt. Der unentwegte Einsatz
gegen Armut gehört zu den grundlegenden
Werten der Europäischen Union. Die EU
hat ihre Entwicklungshilfe innerhalb von
zehn Jahren verdoppelt und ist mit rund 50
Milliarden Euro jährlich der weltweit wich-
tigste Geber; über die Hälfte der gesamten
Entwicklungshilfe stammt aus der EU. Die
Europäische Kommission allein stellt 13
Prozent aller Entwicklungsgelder. Selbst in
diesen wirtschaftlich schwierigen Zeiten
setzen sich die Europäer ohne Wenn und
Aber für dieses Ziel und die Ärmsten der Ar-
men ein.

Mit diesen Idealen vor Augen und einem
entsprechenden Auftrag unserer Bürger
und der Mitgliedstaaten im Gepäck werde
ich die Europäische Union auf der Sonder-
konferenz der Vereinten Nationen vertre-
ten, die eine Bestandsaufnahme der Mill-
ennium-Entwicklungsziele vornehmen
soll. Vor zehn Jahren hat sich die interna-
tionale Gemeinschaft diese ambitionierten
Ziele gesetzt. Nun, da der Termin 2015 nä-
her rückt, kehrt sie nach New York zurück,
um den weltweiten Bemühungen neuen
Schwung zu verleihen.

Die Millennium-Entwicklungsziele er-
reichen heißt, den Anteil derjenigen Men-
schen, die von weniger als einem US-Dollar
pro Tag leben müssen, zu halbieren und
920 Millionen Menschen aus der Armut
herausführen. Es heißt, dafür zu sorgen,
dass Millionen von Mädchen und Jungen in
Entwicklungsländern eine Schule besu-
chen, dass mehr Frauen in die Lage versetzt
werden, ihr Leben selbst in die Hand zu
nehmen, und dass weniger Menschen ohne
Gesundheitsversorgung auskommen müs-
sen.

Die Millennium-Entwicklungsziele er-
reichen heißt, Milliarden von Armen ein
Leben in Würde ohne Armut, Hunger und
Leid zu ermöglichen. Es bedeutet, einem

jeden die Chance zu geben, sein Leben in
einer gerechteren, sichereren und glückli-
cheren Welt zu leben.

Im vorigen Jahrzehnt wurden gute Fort-
schritte gemacht. Der Anteil der Menschen,
die in extremer Armut leben, ist um 20 Pro-
zent zurückgegangen. Die Zahl der Kinder,
die eine Schule besuchen, hat um 28 Mil-
lionen zugenommen, und seit 1990 haben
1,7 Milliarden mehr Menschen Zugang zu
sauberem Trinkwasser.

Allerdings verlief die Entwicklung nicht
gleichmäßig. Einige Länder, insbesondere
südlich der Sahara, sind sehr im Rück-
stand. Wir müssen unseren Fokus auf kon-
fliktgeplagte und innenpolitisch instabile
Länder richten. Zudem müssen wir dort
aufholen, wo wir gegenüber den Zielvorga-
ben ins Hintertreffen geraten sind – bei der
Bekämpfung des Hungers, bei der Gesund-
heitsfürsorge für Mütter und bei der Hygie-
ne. Wir haben nur noch fünf Jahre Zeit, al-
so müssen wir einen Gang zulegen. Wir
dürfen und werden diejenigen, die am
meisten Not leiden, nicht im Stich lassen.

Wie können wir das bewerkstelligen?
Zunächst müssen wir unsere Versprechen
halten. Die Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union bekräftigten kürzlich ihre Zu-
sage, bis 2015 0,7 Prozent ihres Bruttoin-
landseinkommens für Entwicklungshilfe
auszugeben. Die Entwicklungszusammen-
arbeit findet starken Rückhalt in der euro-
päischen Bevölkerung. Zwei Drittel sind
der Meinung, dass die EU ihre Entwick-
lungshilfe aufrechterhalten beziehungs-
weise sogar noch aufbessern sollte.

Sodann müssen wir unsere Anstrengun-
gen erhöhen. Ich komme daher mit dem
Vorschlag nach New York, bis zu eine Milli-
arde Euro zusätzlich aus europäischen Mit-
teln bereitzustellen – als Belohnung für un-
sere Partner, die die größten Fortschritte
gemacht haben, und zur Unterstützung
derjenigen, die am weitesten zurückliegen.
Wir müssen kreativer sein, wenn es gilt, zu-
sätzliche Finanzquellen zu erschließen.
Damit ist auch die Bekämpfung illegaler
Kapitalabflüsse gemeint sowie die Mobili-
sierung von Mitteln aus dem Privatsektor.
Nicht zuletzt müssen wir besser werden.
Wir müssen sicherstellen, dass unsere Hilfe
tatsächlich bei den Menschen ankommt
und als Katalysator für Wachstum in der je-
weiligen Region wirkt.

Entwicklungshilfe ist kein Selbstzweck.
Sie ist ein Schlüsselelement unseres Bemü-
hens, eine Antwort auf die vielen Heraus-
forderungen unserer Zeit zu finden, von in-
stabilen Staaten über fehlende Wirt-
schaftsperspektiven bis hin zu Klima- und
Energiefragen. Die Hilfe muss, wenn sie Ar-
mut spürbar verringern soll, ergänzend zu
wirksamen nationalen Maßnahmen hinzu-
kommen.

Es liegt an uns, aus diesem neuen Jahr-
zehnt ein Jahrzehnt der Entwicklung zu
machen. Ich für meinen Teil möchte dieses
ehrgeizige Programm auf dem New Yorker
Gipfel vorantreiben. Ich werde dabei an
unsere Solidarität, Partnerschaft und Mit-
verantwortung appellieren. Wir müssen
unsere Kräfte bündeln und am selben
Strang ziehen. Dann können wir die Mil-
lenniumsziele erreichen.

Um die Armut der Welt zu
halbieren, bleiben noch fünf
Jahre. Europa ist gut dabei,
soll aber noch besser werden,
meint der Präsident der
Europäischen Kommission.

Von José Manuel Barroso

KOLUMNE

Geld und Goethe

Der bedeutendste Frankfurter hat viel
über Hände nachgedacht. Berühmt

wurde er, weil er von einem Menschen er-
zählte, der Hand an sich legte und von
Handwerkern zu Grabe getragen wird. Das
Leitmotiv seiner Werke hat er weiter souve-
rän entfaltet, als er die Geschichte eines
Ritters mit eiserner Hand dramatisierte,
seiner bekanntesten Theaterfigur den „tel-
ling name“ Faust verlieh und in seinem bes-
ten Buch davon erzählt, wie sich zwei lei-
denschaftlich Liebende, Eduard und Otti-
lie, einander offenbaren, als sie entdecken,
dass ihre Handschriften einander zum Ver-
wechseln gleichen.

Kein Wunder also, dass der bedeutende
Finanzminister Goethe als einer der ersten
deutschen Adam-Smith-Leser wahrge-
nommen hat, welch religiöse Dimension
die Metapher von der unsichtbaren Hand
des Marktes hat, die die Zügel locker in der
Hand hält und doch, beziehungsweise
eben deshalb alles so herrlich regieret.
Menschen haben zwei Hände, die geben
und nehmen können.

Die eine Hand sollte wissen, was die an-
dere tut. Eben dies aber ist im besten Text
zur gegenwärtigen und anhaltenden Ban-
ken- und Staatsfinanzenkrise, in Faust II,
nicht mehr der Fall. Und die Finanz-Theo-
logen, die nur ungern daran erinnert wer-
den, wie eng verwandt Erlös- und Erlö-

sungsversprechen, Kredite und Glaubens-
bereitschaft, Gott- und Geldvertrauen sind,
stehen einigermaßen ratlos da.

Die finanztechnische Überlegung, die
Goethes Faust entfaltet, sieht genau, was
die meisten Finanzfachleute heute, seien
sie Banker oder VWL-Professoren, nicht se-
hen wollen, leben sie doch in einer ge-
spenstisch geschlossenen Parallelgesell-
schaft. Die öffentliche Hand gibt (Sicher-
heit, Infrastruktur, Bildung u.a.) – und
nimmt (Steuern und Abgaben). Wer der öf-
fentlichen Hand Kredit gibt, hat (zum Bei-
spiel in Form von Bundesschatzbriefen) ein
privates Guthaben bei der öffentlichen
Hand. Denn die Schulden des einen sind
die Guthaben des anderen, wenn, ja wenn
das Finanzsystem verlässlich ist. Die 1,7
Billionen Euro Schulden der öffentlichen
Hand in Deutschland sind identisch mit
den 1,7 Billionen Euro Guthaben in priva-

ten Händen. Jeder Deutsche vom Kleinkind
bis zum Greis hat als Staatsbürger gut
20 000 Euro Schulden, nicht weniger, aber
auch nicht mehr.

Was nichts anderes heißt als dies: Die
Schulden der öffentlichen Hand lassen sich
schnell abtragen beziehungsweise deutlich
vermindern, hat doch jeder statistische
Durchschnittsdeutsche im Schnitt ein
Geldvermögen (ohne Immobilien und
sonstige Sachwerte) von 60 000 Euro. Ein
schuldenfreier Bundeshaushalt brächte al-
lein im nächsten Jahr eine Ersparnis beim
Schuldendienst in Höhe von 38 Milliarden
Euro und also Spielraum für Steuersenkun-
gen. Und das Finanzsystem würde vom an-
sonsten absehbaren Kollaps mit all seinen
Auswirkungen auch für die Privatvermö-
gen bewahrt. Ein Manager, der nach der
Fast-Pleite seiner Firma 70 Millionen Ab-
findung erhält, könnte Schulden-Paten-
schaften für 2500 Köpfe übernehmen, die
nicht in der Lage sind, ihre Staatsschulden
zu begleichen – und 20 Millionen behalten.
Ihm und nicht nur ihm könnte es so auch
gelingen, Finanzkapital in symbolisches
Kapital zu verwandeln und den verheeren-
den Verlust des Vertrauens in ökonomische
Eliten aufzufangen.

Jochen Hörisch ist Germanistik-Professor in Mann-
heim.

JOCHEN HÖRISCH
Wer Faust II liest, lernt

viel über die ökonomische

Krise von heute. Es geht

um die Bedeutung der

Hände, der öffentlichen.
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